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Gut-achten iiber den Freihändler-Tarifentwnrf,
vom Weit-ger-und Gewerbeverein in Meumiinster (Yolstein) angenommen. ab)

Der Ausschuß,einräumend,daß eineZollgesetzgebungDeutsch-
lands, welche auf Grundlage des vorliegendenTarifentwurfs erlassen
würde, im Interesse eines Theiles des now-deutschenHandelsstandes
sein möchte,trägtgleichtvol kein Bedenken, dem Bürger- und Gewerbe-
verein zu widerrathen, sich zu Gunsten dieses Tarifentwurfes zu

erklären,und zwar l) aus volkswirthschaftlichen Und 2) aus

politischen Gründen.
Es ist bekannt, daß unter dem Schutze des sogenannten preu-

ßischenZollvereins bereits eine bedeutende Fabritthätigkeitinnerhalb
der Grenzen dieses Vereins sich entwickelt hat, währendaußerhalb
derselben, in Mecklenburg,Hannover, Oldenburg, den Hansestädten
und Schleswig-Holstein-Lauenburg,mit wenigen Ausnahmen, diese
Thätigkeitnicht hat aufkommen können.
Erklärt man die Wirkungen aus den Ursachen, so zeigt sich,

daß das ZurückbleibenNord-Deutschlands gegen Süd-Deutschland
in industriellerHinsicht durch den dort mangelnden Schutz verschuldet
ist, und es erhellet, daß die industrielle ThätigkeitSüd-Deutschlands
sofort mit dem Aufhöreneines genügendenSchutzes der Konkurrenz
des Auslandes erliegenmüsse,und daß ferner in Folge dessenganze
Distrikte arbeitslos würden,und die Bevölkerungderselben entweder

aueswandernoder verhungern müßte. Denn wie sollte z. B. der

Huttenbesitzerund der Leinenfabrikant in Deutschland plötzlichmit
dem EnslåNdc-’,der so weit voraus ist, in Konkurrenz treten können,
selbst Wenn EFISICMDkeine höhereEingangszöllenähme,als Deutsch-
land, und wie viel weniger noch wäre dies möglich,wenn diesem
ganz DiUkschEaUdVssMsteht-währendjenem England verschlossenist.

NeFmUUstekbraucht zwar nicht daran erinnert zu werden,
daß es seer MAUUfAktUrivdustrienur der genossenenZollbegünstigung
Vekdsmkks·- Die VorliegendeAnSeligenheitist indeß nicht vom Stand- -

punkte Neumünstersaus zu beurtheilemsondern von dem des gesammten
Deutschlands —- Der deutscheBundesstaat soll nur ein e Zollgeselzge-
bUUs Und ein e Zollgrenzehaben- UND Es fragt sich also, welcher Theil
Deutschlands in der Zollfrageden Anforderungendes andern sichfügen
kanns ob die now-deutschen Küstenstaateneinen Schutzzoll, wie

ihn Binnen-Deutschkmdhaben muß, annehmen, oder ob umgekehrt-
die Lander des Zollvereins sich den vorliegenden Tarisentwurs an-

eignen sollenz denn nur wer nachgebenkann in einer solchenLebens-
frage Deutschlands,der muß auch nachgebem

Es soll ItdOch hierbei bevorwortet werden- Daß dir Ausschuß.

nicht der Meinung ist, es müsseder bisherige Zollvereinstarif in

allen seinen Sätzen aufrecht erhalten bleiben, sondern er hält viel-

mehr dafür, daß, währender den größtenWerth auf Schutz der

bestehenden und ins Leben zu rufenden gewerblichen Industrie legt,
ebenfalls im Interesse dieser Industrie der Eingangszoll auf Kolonial-

waaren möglichstniedrig sein müsse, und Deutschland kann, nach
unserm Dafürhalten,um so eher dieser Forderung nachgeben, als

es keine eigenen Kolonien besitzt, also auch keine besondere Interessen
derselben gegen andere dergleichenhabende Länder zu beschützenbraucht-
und folglich um so freiere Hand hat, Handelsverträgemit solchen
Kolonialstaaten abzuschließen,welche für Deutschland vortheilhafte
Grgenanerbietungen machen.

Zur Beantwortung der vorhin aufgestelltenFrage zurückkehrend,
wird es dienlich sein, daran zu erinnern, daß beide streitende Par-
teien, die Schutzzöllnerund die Freihändler,sich gegenseitig egoisti-
scher Zwecke deschuldigen, und beide für sich das Verdienst in An-

spruch nehmen, nach des Volkes Wohlfahrt zu streben-
Diese Stellung der Parteien führteihren Ausschuß unmittelbar

zu dem Standpunkte hin, von welchem allein diese Frage unparteiisch

zu entscheiden sein wird, nämlichvom Standpunkte der Volkswohl-
fahrt und also der Volkswirtbschaft.

«

Die Bolkswohlfahrt beruht darauf —- f.agen die Anhanger des

freien Handels —- daß das Volk seine Bedürfnissemöglichst
wohlfeil beziehen könne,und es ist nicht zu bestreiten, daß dieser

Satz richtig wäre, wenn die zum Bezug der wohlfeilsten Bedürfnisse
doch immer nöthigenMittel ohne Weiteres stets beim Volke vor-

handen wären; oder mit anderen Worten, der Arbeiter könnte und

möchteimmerhin möglichstwohlfeil leben, wenn er nur sO Viel

verdienen könnte,als zu diesem wohlfeilm Leben nökhig ist. Hier
aber gerade liegt der· Hemmschuh gegen die Bestrebungen der Frei-

händler. Die Arbeit geht vor. Wer nicht arbeitet, der verdient

Nichts, und von Nichts kann kein Mensch lthd WMN die Be-

dürfnisseauch noch so wohlfeil sind. - Darum ist der Arbeit-

schaffer der wahre Woblthäterdes Volkes, und die Partei unter

den Streite-idem weiche die mehkstm Arbeiter beschäftigt-bat also
offenbar Recht, wenn sie im Interesse der Volkswohlfahkt verlangt,
daß die entgegenstehendenachgebe.
Daß aber eine blühendeIndustrie viel mehr Arbeiter zur An-

fertigung der Fabrikate bedarf, als der hier allem in Betracht kom-

is) Vergl den Artikel: « Grüße aus Schieswig-Hoistein«in Nr. 39. dieser Zeitg.
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wende Theil des Handelsstandes,der diese Waaren vom Auslande

einführt,wenn sie in Deutschland nicht angefertigt werden, liegt
auf der Hand, und demnach wäre die Frage entschieden, wenn nicht
die Freihändlerein Mittel der Verdächtigunganwendeten.

Sie sagen, es ist nur leerer Vorwand oder Eigennutzder Ge-

werbtreibenden, wenn dieselben behaupten, daß ohne Schutzzoll ihre
Industrie nicht bestehenkönne,daß sie ihre Arbeiter in diesemFalle
entlassenmüssen. Warum verbessern sie ihre Maschinen nicht?
Warum nehmen sie keine geschickteren Arbeiter?

Daß dies müssigeFragen sind, ist so klar, daß man sichüber
deren Aufstellung wundern muß, und die Frager verrathen eben

damit, daß sie nur schwacheGründe gegenüberzustellenhaben.
Es müßte nämlichdoch jedem Kaufherrn, der da weiß, was

Konkurrenz bedeutet, und wie ein geringes Uebergewichtauf
einer Seite den Erfolg für diese Seite entscheidet, ohne Frage
einleuchtendsein-«daß die bestenMaschinen und die geschicktestenArbeiter

nicht allein im Stande sind, Konkurrenten zu überwinden,welche,
wie in England und Frankreich,in ihren Ländern durch hohe Schutz-

zölleden Absatz für ihre Fabrikate gesicherthaben, und denen über-

dies der Markt neben dem deutschenIndustriellen in dem schutz-
losen Deutschland offen stehen würde. Es müsseneben, wenn nicht

gleiche,so doch ähnlicheZvllverhältnisse,wie in jenen Ländern,trotz
des Gefchreies fürFreihandel, fortwährendbestehen,zu Hilfe kommen,
um den Bedarf Deutschlands zunächstder deutschenArbeit zuzuwenden.

Mit einem Worte: so lange England und Frankreich hohe
Schutzzöllehaben, kann Deutschlands Industrie nicht ohne Schutz
bestehen- noch weniger sich weiter entwickeln, und zwar um so
weniger, als jene Länder allerdings zur Zeit noch ein großesUeber-

gewicht in geschicktenArbeitern, vorzüglichenMaschinen und enor-

men Kapitalien besitzen. Uebung macht den Meister. Dies Wort

gilt auch vorzüglichvon dem, Fabrikarbeiter. Nicht also den deut-

schen Arbeiter an sich trifft der Vorwurf der geringeren Geschicklich-»
krit, sondern dieser Vorwurf trifft nur Diejenigen, welche ihm keine

Gelegenheit verschafft haben,.seine Kräfte zu üben und dadurch

auszubilden, und da Privatpersonen dies ohne Schutz ihrer Arbeit

nicht-könnenund nicht thun, so lastet derselbein Wahrheit allein

auf der bisherigen ZerrissenheitDeutschlands-
Und deshalb ist eben die Einigung Deutschlands so außeror-

dentlich wichtig auch in materieller Hinsicht. Eine einzigeZollgesetz-
gebung für dieses großeReich wird dem Auslande gegenüberganz
andere Wirkungen hervorbringen, als bisher die einzelnenTheile.

Es wird wirkliche Reziprozitätbei Schiffsahrts- und Handels-
verträgenerzwingen können,währenddie einzelnen Zollvereine bisher

i

wohlfahrt, wenn man unter Hinweisung auf das vereinzelteDasein,immer dabei prägravirtwurden. Natürlich,weil dem Auslande
in dem zerspaltenenDeutschland immer noch Hinterthürengenug
offen blieben, um seine Waaren hineinzubringen,währendumgekehrt
jene Länder ihre Eingängemit Zollschlössernwohl verwahrt hielten.

Das »ackerbautreibendeDeutschland«,wie es von Solchen gern

genannt wird, die ihre Schafe aus diesemAcker noch längerunentgelt-
lich weiden möchten,war ein guter AbnehmerausländischerFabrikate.

Schafe aber — das lassensichdie guten nichtackerbautreibenden
Deutschen, beiläufiggesagt, sein —, obgleichvon stiller, friedlicher
Natur, suchen sich die besten Gräser von der Weide; sie fressen
den Rahm (Sahne) von der Milch, wie der Bauer sagt.

Nicht unähnlichsolchen Schafen sind die das englischeManu-

fakturwaarengeschäftin Deutschland vermittelnden Kaufleute, die

größtentheilsin den KüstenstädtenNord -Deutschlands wohnen;
durch welchen Umstnnd es sich denn auch erklären läßt, warum

gerade von dort Aus die Agitazion für den sogenannten Freihandel
betrieben wird-. Bei der zerstreuten Lage dieser Städte gewinnt es

denn ferner den Anschein, aber auch-nur denAnschein, als wenn

ganz Nord-Deutschland mit ihnen einverstandenwäre, was nach
unserer Ueberzeugungnicht der Fall istz und wäre dies, so müßte
es Aufgabe jedes wahren Volksfreundes sein, die Jrrenden über
ibre Irrthümeraufzuklären.Und allerdings sind Irrthümer über
die vorliegende Frage in Schleswig-Holsteinvorhanden. Der Aus-
schuß will nicht unterlassen, davon einen hervorzuheben,den über
die Wahl der Mittel zur Abhilfeeines bekannten Uebels. Die Hand-
werker in Schleswig-Holstein"begehrenz. B. Schutz für ihre Ge-

werbe, suchen aber diesen Schutz, in Ermangelung eines anderen
bekannten Mittels, durch den Zunftzwang zu erstreben.

Diesen mögees klar gemacht werden, daß ihr Wunsch nach

vermehrter Arbeit — denn auf nichts Anderes geht ihr Bestreben—-
-

eben durch Einführungeines hinreichenden Schutzzolles erfüllt
wird. Denn in dem Maaße, als mehr im Lande durch die ver-

mehrte industrielleArbeit verdient wird, in demselbenMaaße nimmt
das Bedürfniß nnch Handwerkerarbeiten zu, und mehren sich die
Mittel, dieselben zu bezahlen.

Kein Wunder ist es aber, daß den beim englischenGeschäfte
Interessirten solche Zelle- welche die englischeArbeit verdrängenund
die deutschean ihre Stelle setzensollen, ein Gräuelsind.Man hütesich
also—svor deren Lehren und frage nach unwiderleglichenBewejsm dafür,

Den Gegenbeweis,daßnämlichin Deutschland die gewerbliche
Industrie ohne Schutzzoll nicht allgemein aufkommen kann, daß
sie aber bei hinreichendem Schutz sehr wohl gedeiht, gedenkt der

Ausschußaus den Zuständender verschiedenenIndustriezweige,welche
unter verhältnißmäßigungleichem Schutze stehen, unmittelbar und

thatsächlich,also unwiderleglich, abzuleiten.
Während nämlichbei einem Eingangszollevon 3 Thlr. auf

den Ztr. Twist (ein- und zweidrähtig,ungebleicht) die Baumwol-
lenfpinnereien im Zollverein noch nicht allgemein aufkommen kön-
nen und daher zur Zeit nur eine geringe AnzahlArbeiter beschäfti-
gen, steht die Baumwollenwaarenfabrikazionbei einem Zolle von

50 Thlr. pr. Zir. in so hoher Vollkommenheit,daß bekanntlich
großeQuantitäten sogar nach England ausgeführtwerden. Und

ist nicht der blühendeZustand der Tuchfabrikazion im Zollverein
bei einem mäßigenSchutz von 30 Thlr. pr. Ztr. ein weiterer Be-

weis, daß es weder an den Arbeitern noch an den Maschinenliegt,
wenn viele Zweige industrieller Thätigkeitin Deutschland bisher
nicht aufkommen konnten, sondern lediglicham Mangel des nöthigen
Schutzes gegen ausländischeArbeit?

Der Erfolg erklärt sich sehr einfach daraus, daß bei einem

hinreichenden Schutze gegen das Ausland die Kapitalisten sich mit

dem nöthigen Vertrauen und in großer Anzahl auf die Fa-
brikazion werfen, und diese durch die wohlthätigeinnere Konkurrenz
zu einer hohen Vollkommenheit treiben, währendbei Schutzlosigkeit
oder bei unzureichendemSchutzenur einzelnesehr reiche Leute den

Versuchwagen können,den betreffendenIndustriezweigtrotz der un-

günstigenVerhältnissein Deutschland heimisch zu machen. Daß
solche Versuche, weil sie nur vereinzelt dastehen, und also nicht Viele

Arbeiter beschäftigen,von den Freihandelsherren gern ,,Treibhaus-
pflanzen

«

gescholten werden, begreift sich, weil man in jedem solchen
Versuch schon einen herannahenden Feind der die ganze Welt mit

Polypenarmen umspannendenHandelsaristokratiesieht.
Es ist aber ganz entschieden ungerecht, weil gegen die Volks-

z. B. der Maschinentwistspinnereiendie Forderung stützt, solchen
Zweigen allen Schutz zu entziehen, denn 15 Sgr. bis l Thaler
pr.Ztr- für die Vorhin genannte Sorte Twist, gibt keinen Schutz.
Man soll den Zoll vielmehrso viel erhöhen(etwa von 3 auf 5 Thlr.),
daß die Spinnerei wirklich ein einträglichesGeschäftist, und daher
auch ihren Mann ernährt,wenn derselbe sie nur in kleinerem Um-

fange betreiben kann. Alsdann wird eine großeAnzahl Arbeiter
dabei beschäftigtwerden können,und Deutschland Wird die Millionen

selbst verdienen, die bisher England vorabnahm.
um es dem Bürger- Und Gewerbeverein anschaulicherzu ma-

chen, welchen Erfolg für die Volkswohlfahrt ein hinreichender
Schutzzoll hat, darf der Ausschuß nur darauf hinweisen, wie die

Tuchfabrikazion hierselbst eben nur dadurch so ausgebreitet worden

ist, daß es dem fleißigenUnd geschicktenFabrikarbeiter möglichwurde-

bei kleiner Anlage und geringemVermögeneine selbständigeExistenz
sich zu erringen. Bei einem geringen Schutze wäre nur ein gcklnger
Verdienst möglichgewesen, selbstbei großenEtablissemenrrsund die

Folge wäre natürlichdie, daß vielleicht ein paar Fabrikanten mit

dürftigernährtenArbeitern vorhanden wären-aber keineswegsdie

in behaglichetWohlhabenheit le enden zahlreichenTuchmacher-
Das aber erscheint dem Auss usse eben als die höchsteAufgabe

der Staatsmänner,denen die V lkifwvhifnhrtzu befördernobliegt,
daß sie danach streben: l) mochfhst Viel Arbeit für das

Volk zu schaffen, 2) daß diese Arbeit lohnend fei,
damit 3) aus der Klgsse der Handarbeiter möglichst
Viele sich die Selbstandkgkeit erringen können. Den

ersten Punkt nnlnngend- Pflegendie Gegner der Fabrikindustrie zwar

häufiganzuführen-daßnoch Arbeit genug in Deutschland sei, daß
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z. B. noch großeLänderstreckenunbebaut liegen, welche bei gehöriger
Kultivirungnoch auf viele Jahre die Bevölkerungernährenkönnten.
Sie vergessenaber dabei, daßeben die Kultivirungdieser Ländereien,ab-

gesehendavon, daßder Besitzderselbenin Händenvon Privatpersonen
manchen Plänenhindernd in den Weg treten würde,großeKapitalans-
lagen erfordert, welche zu machen ebensowenigdie Staatskassen, als die

der reichen Privaten bereit sind-, und daß also alle diese Pläne an

dem Fehlen der zu ihrer AusführungnöthigenMittel scheitern
müssen. Aber selbst angenommen, diese Mittel wären da, so sollte
doch Niemand,der sich mit der Volkswohlfahrtbeschäftigt,also auch
auf die ZukunftBedacht nehmen muß, sich darüber mehr täuschen,
daß der Ackerbau zwar eine gewisseAnzahl Von Personen mit Vor-

theil beschäftigenund ernährenkönne,daß aber diese Zahl ihre
Grenzen hat, wie das Beispiel Irlands, welches Englands selbst-
süchtigePolitik zu einem arkerbautreibenden Lande verdammt hat,
zum Schrecken aller wahren und falschenVolksfreunde lehrt. — Ist
dieser Salz aber über allen Zweifel erhaben, so folgt dochAngesichts
der jährlichzunehmenden BevölkerungDeutschlands ebenso unzwei-
felhaft, daß das Bestreben, Arbeit auf die Dauer zu schaffen, vor-

züglichauf solche Erwerbszweige gerichtet werden müsse,welche die

Deutschen in die Lage bringen, zunächstihre eigenen Bedürfnisse
befriedigen zu können,sodann aber auch, ihren häuslichenFleiß auf
den Märkten des Anstandes zu Gelde zu machen, d. h. Fabrik-
industrie mit Vortheil treiben zu können. Verdient die Arbeiterklasse
nur gut, so kann sie sich ihre Lebensbedürfnisse,auch selbst wenn

sie etwas theurer sind, kaufen; verdient sie aber nichts, so muß
sie gewiß von Almosen leben oder hungern; und selbst wenn sie
etwas, aber nicht genug zur Existenz verdient, so ist ihre Lage um

nichts gebessert.—- Denn wer 3 Mark wöchentlichbei den wohlfeil-
sten Bedürfnissengebraucht und nur 2 Mk. verdient, der steht sich
offenbarschlechter, als wer bei theueren Lebensbedürfnissen4 Mk.

gebrauchtund 5 Mk. verdient. — Ueberdies aber wird die Kain-

virung der noch wüstliegendenLändereienauf die natürlichsteWeise
befördert,wenn die zunehmende Bevölkerungdurch die Industrie
ernährt werden kann. Iemehr zahlungsfähigeKonsum-eurem desto
mehr Lebensbedürfnissesind erforderlich,und da der Bedarf die Preise
bestimmt, so wird der Landmann die höchstenPreise von einer zahl-
reichen und gut verdienenden inländischenBevölkerungbedingen,und

diese höherenPreise werden ihn wieder in den Stand setzen,die
vom Hauseentfernter liegenden unkultivirten Ländereien mit Vortheil
bebauen zu können. Und ist es nicht von der allergrößtenWich-
tigkeit für den deutschenLandbesilzer,wenn bei der ersichtlichenVer-

minderung des Absatzes an Korn und Fleisch nach England, zeitig
Mittel gefunden werden, seine ganze Produkzion in Deutschland
gut verwerthen zu können-!— So geht die Bodenkultur mit der

Fabrikindustrie Hand in Hand, wie oft gesagt und nachgewiesen
worden ist, ohne freilich Diejenigen zu überzeugen,deren vermeint-

liches oder wirklichesInteresse sie abhält,sich überzeugenzu lassen.
Zwar wird von dieserSeite oft die Armuth und Noth der eng-

lischen Fabrikarbeiter hervorgehoben,um die Deutschen vor solchem
Zustand zu schrecken; allein diese Noth kann im Verhältnißzu der
der deutschen Arbeiter so gar groß nicht sein, denn England konsu-
mirte im Jahre 1846 von dem auf 167 Millionen Pfd. Sterl.
berechneten Werth seiner industriellenErzeugnissebeinahe für 100
Mill. selbst. — Der Unterschiedliegt hauptsächlichdarin, daß der

englischeAtdekteekgewohnt ist sehr gut zu- leben, und daher eine

geringeEinschknnkuugihn schon zu Klagen veranlaßt,welcheKlagen
bei dem offentlichen Leben Englands sofort zur allgemeinen Kunde

gelangen,
Und Oft zu Parteizwecken ausgebeutet und vergrößert

werdenz währendder deutsche Arbeiter,an Mangel und Entbehrung
gewöhnt,im Stillen fortdarbt-»bis große Distrikte zur ueber-
Mschungder eigenenRegierungpldkälichdem Hungertodenahe erklärt
werden. Also in dem bisherigenNegiekungssystemin den deutschen
Staaten- im Gegensatzzu dem englischen, liegt der Grund, daß
man von Armuth der englischenArbeiter spricht, währendman von

Armuth der deutschennichts weiß,oder wenigstenssich so anstellt, als

wisseman nichts davon.
Aber —- der Mangel am öffentlichenLeben in Deutschland

ist durch den Geist des Jahres 1848 beseitigt. —- Beseitigt.das
Jahr 1849 nicht den Mangel an Arbeit durch die Gesetzgebung,
so dürfteDeutschland bald erschreckenvor dem Ueberflußan Kla-

gen hungriger Arbeiter.

Daß aber so die Lage Deutschlands ist oder wird, je nachdem
so genannte Finanzzölleoder Schußzölleeingeführtwerden, das
wird der nicht bestreiten, der den Zustand der deutschen Arbeiter

kennt, und der da weiß, wie viele Millionen Thaler Arbeitslohn
Deutschland Eis jetzt jährlich-andas Ausland bezahlte, ohne ein

entsprechendes«Aequivalentdafürzu haben.
Deshalb schaffe man Arbeit, und lohnende Arbeit durch

die erforderlichen Schutzzölle.
Um indeß dem Borwurfe auszuweichen, als seien die entgegen-

stehendenVerhältnisse,nämlichdie Erisienzbedürfnissedes Handels-
standes und seiner Arbeiter, vom Ausschusse nicht in Betracht ge-

zogen, bemerkt derselbe, daß dies allerdings geschehenist, daß es

aber dabei nicht hat einleuchten wollen, wie der beim Handel be-

schäftigteArbeiterstand durch einen Schutzzoll für die Fabrikarbeiter
sollte beeinträchtigtwerden können.

Handel und Schissfahrt im Allgemeinen wird doch dadurch
nicht vermindert, daß Deutschland z. B. die rohe Baumwolle von

Amerika statt des Twistes von England holt; daß das große
Deutschland seine Erze an einzelnen Stellen ans Tageslichtfördert
und verarbeitet, um die fertigen Waaren an anderen Stellen zu
verkaufen und auszuführen,anstatt englisches Eisen und englische
Kohlen auf englischen Schiffen einführenzu lassen. Im Gegen-
theil bedarf die überseeischeSchifffahrt des Schutzes eines einheitli-
chen und mächtigenDeutschlandsebenso sehr als die Industrie. —

Nur durch die anzudrohende Verschließungdes ganzen Deutsch-
lands für englische Schiffe in direkter Fahrt wird England bewo-

gen werden, seine Schifffahrtsgeselzezu Gunsten deutscher Schiff-
fahrt zu ändern. Wenn aber Handel und Schifffahrt im Ganzen
nicht abnimmt, so verliert der dabei beschäftigteArbeiterstand na-

türlich auch nicht.
Daß aber der Arbeiter des Kaufmanns dieselbenZöllebezahlt,

deren Einführungdem Fabrikarbeiter überhaupterst die Existenz
möglichmacht, wird doch nicht als eine Beeinträchtigungdes er-

steren angesehen werden können. Endlich ist aber auch nicht zu
übersehen,daß die Arbeiter überhauptum so höherenLohn erlan-

gen werden, je mehr ihre Thätigkeitgesucht wird, woraus folgt,
daß der Fabrikarbeiter das erste Interessedes Arbeiters beim Han-
delsstande,überhauptlohnende Arbeit zu haben, sehr fördert.

Dagegen hält der Ausschußes für sehr wahrscheinlich,daß
die das englischeManufakturwaarengeschäftvermittelnden Kaufleute
Norddeutschlands durch eine deutsche Industrie in diesem Zweige
an ihrem gewiß lukrativen Geschäfteeine Einbuße erleiden werden,
ohne aber deshalb ihre Existenz nothwendig einbüßenzu müssen.
Und wenn auch wirklich einige Häuserdadurch eingingen, so werden
diese doch nicht behaupten wollen, daß sie den ganzen Handelsstand
Deutschlands repräsentiren,und daßihr Untergang auch der seinigesei.

Es ist vielmehr nur der kleine Theil des deutschen Handels-
standes, welcher fast allein von der Einfuhr der Fabrikate in Deutsch-
land lebt, und dieser Theil wird um so weniger auf vorzugs-
weise Berücksichtigungseiner Interessen Anspruch machen dürfen,
als er gerade mit dazu beiträgt,daß das Mark Deutschlands vom

Auslande verzehrt wird.
Der bei weitem zahlreichereTheil des Handelsstandes,welcher

den Binnenhandel vermittelt, wird im Gegentheil durch den Schutz
der deutschen Arbeit außerordentlichgewinnen, denn sein Interesse
beschränktsich nicht darauf, ausländischenFabrikaten Absatzzu ver-

schaffenund Eingangszoll zu ersparen, sondern es beruht auf den

ununterbrochenen Absatz seiner Produkte und Waaren an inländi-
sche, zahlungsfähigeKonsumenten.

Wenn sonach ausgeführtist, daß der Handelsstand im Gan-

zen und seine Arbeiter, selbst in Norddeutschland, sich sehr wohl
befinden werden bei Einführungeines so hohen Zdllknkifs- Als die

Fabrikazion Deutschlands bedarf, um den ihr durch den Fleiß und

die Solidität der deutschen Arbeiter gebührendenRang in der

Welt einnehmen zu können: —- so darf in Beziehung nUs das

Interesse der Agrikulturistengesagt werden, dnß sie bei der Unmög-
lichkeit,die zunehmendeBevölkerungauf ihren Aeckern zu beschäf-
tigen und demnach durch Arbeit zu ernahren- Vieledesserdaran sind-
wenn die überzähligeBevölkerungdurch Fabrikthatigkeitbeschäftigt
wird, als wenn dieselbedurch Armengeld-»ernahrtwerden soll. Denn

solcheArmenlast kann nicht uue- Wie sie es in Jrland schon ist-
eine unerschwinglichewerden, sondern die Nothwendigkeit,den Ar-
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beitssähigethlmosenanstatt Arbeit zu geben, demoralisirt das Volk
überdies dermaßen,daß der arbeitende Rest auch nichts Ordentliches
leistet. Dagegenschafftder fleißigeFabrikarbeiter nicht nur Brot für
sich und seine Familie, sondern er vermehrt zugleich die Konsum-
zion und trägt demnach in höheremMaaße zur Verwerthung der

Agrikulturerzeugnissebei.

In Summa: wer Arbeit schafft, schafft Kapital ins Land;
denn das größteKapital liefert ohne Zweifel die Arbeitskraft des

Volkes, wenn sie gehörigangewendet werden kann.
Die richtige Lösung der Zollfrage ist demnach

zugleich die nächstmögliche Lösung der sozialen Frage
für Deutschland.

Zu dem zweiten Theile, den politischen Gründen,übergehend,
bemerkt der Ausschuß, daß er — in Betracht, daß der ,,Verein
für Handelsfreiheit«sich nicht damit begnügthat, seine Vorschläge
der Nazionalversammlung zu unterbreiten, sondern vielmehr beflissen
ist, eine Agitazion gegen deren etwaige Beschlüsse,sofern sie näm-
lich, wie voraussichtlich, nicht nach Wunsch der Freihändleraus-

fallen sollten, ins Werk zu setzen —- nicht umhin kann, diesen Ver-

ein einen Sonderbund gegen die Nazionalversammlungzu nennen,
und weiter — Angesichts der Thatsache, daß derselbe seinen Sitz
in Norddeutschland hat, die Fabrikazion, gegen welche er gerichtet
ist, dagegen in Süddeutschland,— als einen Anlaß, das in der

Vereinigung begriffeneDeutschland in zwei Theile zu spalten. Für
Diejenigen daher, welche das Heil Deutschlands allein und zunächst
in einem einzigen Bundesstaat finden — und das ist denn doch
die großeMehrzahl des Volkes, wie seiner Vertreter —- muß ein

solches Bestreben in seinen weiteren Konsequenzen als Verrath am

Vaterlande erscheinen.
Gibt es doch schon Stimmen, die, auf Grundlage der von

dem Vereinefür Handelsfreiheit verbreiteten Ansichten, die Mög-
lichkeit, ja Nothwendigkeit ungescheut aussprechen, daß Deutschland
in zwei Zollbereine zerfallen würde und müsse.

Man denke! Zwei Zollbereine für ein Deutschland. Weiß
man nicht, daß gerade die bisherigen drei oder mehreren Zollvereine
Deutschlands es verhindert haben, daß eine einheitliche, also nach-
drucksvolle und für Deutschland günstigeHandelspolitik befolgt
werde? Und trotz dieser Erfahrung sollte man zu einer Zeit, wo

der Drang der ganzen Nazion darauf gerichtet ist, Deutschland
durch Einheit mächtigund unabhängigzu machen, selbst in der

Frage, die einer engen staatlichen Vereinigung vorangehen könnte,
wie ja die bisherigen Zollvereine beweisen,spalten, statt zu einigen
und auszugleichen? Nimmermehrl — Es möchteauch ein eigen-
thümlichesDeutschland werden, welches nach solchen Prinzipien kon-

stituirt würde! — Kennt man denn kein anderes Mittel zur Aus-

gleichung, als Ländertheilungund immer wieder Ländertheilung2
Ihr Ausschuß erlaubt sich, die Aufmerksamkeit auf ein anderes

Mittel hinzulenken, wodurch, ohne der Einheit Deutschlands und

der Entwickelungaller seiner Arbeitskräfteim Geringsten zu schaden,
es verhindert wird, daß einzelne Staaten Deutschlands bei der Auf-

theilung nach Krpfzahl einen viel geringeren Theil aus der gemein-
schaftlichen Zollkasse erhalten, als ihre Bewohner im Verhältniß
dazu beigesteuerthaben. — Aus den statistischen Tabellen und den

Zollregisternder einzelnen Staaten, welche bisher die drei Zollvereine
WDMIL ist es zu ermitteln, wie viel der Konsum pr. Kopf in den

verschiedenen Vereinen währendeiner Reihe von Jahren in den

HAUPWUMNbetrug. — Man bilde aus diesen Resultaten die

Maaßstäbezur Vertheilungder Reinerträgeaus der Reichszollkasse.

Z. B. Der Verbrauch an Zucker im preußischenZollverein, im-

Steuervereinund in Schleswig-Holsteinhättebisher nach Kopfzahl
im Verhaltniß gestanden wie l, lz und 2, und die Einwohner-
zahl dieser Zollvereine wäre 36 Millionen, 3 Millionen und l Mil-
lion, so würden bei der Auftheilungder für Zucker in die Reichs-
kassegeflossenenZollintraden die 3 Millionen des. Steuervereins für
4åkUnd die I Million lll Schleswig:Holsteinfür 2 gerechnet wer-

den, währenddie 36 Millionen des Zollvereinsnnr einfach zählten.
Auf solche Weise würde nicht nur jeder bisherige Zollverband sein
Mergezahltes zurückerhalten, sondern es könnten selbst einzelne
Theile dieser Verbände, welche bei der bisherigen Auftheilungzu
kurz kamen, als z. B. Ost- und Westpreußen,mit berücksichtigt
werden, und also von einer Prägravaziondes einzelnenTheils durch
den andern nicht die Rede sein können. — Sollten die beiden

Mecklendurg und die freien Städte Hamburg, Lübeck und Bremen,
welchekeinem der genannten Zollverbändeangehörten,den bisheri-
gen Konsum aus ihren Steuerregistern nicht genau ermitteln kön-

nen, so wird dies doch annäherungsweisemöglichsein, und auf
ein Geringes mehr oder weniger kann es ja überhauptbei einer
so großenFrage, wie die Einigung Deutschlands ist, nicht ankom-
men. — Werden doch alle Staaten und manche Bewohner derselben
direkt oder indirekt Opfer bringen müssenzum Wohle des ganzen
Vaterlandes, welches dafür auf anderem Wege überreichlichentschei-
digen wird. —- So sehr also der vom Verein für Handelsfreiheit
ausgearbeitete und vorgelegte Entwurf eines Zolltarifs für Deutsch-
land nach der Ansichtihres Ausschussesgegen die Volkswohlfahrt
verstößt,ebenso gefährlichhält derselbe ihn in politischer Hinsicht,
weil eine mit solcher Energie betriebene Agitazion gegen die Nazio-
nalversammlung das Vertrauen zu derselben untergräbt,und die

vorwiegend materielle Eigenschaftder Frage mit dem fälschlichaus-

gehängtenSchilde einer Freiheit, die weder darin liegt noch bezweckt
wird, und mit dem unwahren Zusage, daß im Interesse des Vol-
kes der Tarif nicht höher sein dürfe, als vorgeschlagen, sehr geeig-
net ist, eine großeAnzahl Anhängerzu gewinnen, und demnach
eine der Einheit Deutschlands seindseligeAufregung zu bewirken.
— Tritt doch schon die HandelskorporazionWismars mit einer

Erklärungan die Nazionalversammlunghervor, worin sie die Frech-
heit so weit treibt, offene Widersetzlichkeitanzudrohen, im Fall ein

höhererTarif in Frankfurt beschlossenwürde. — Wismar gegen
Deutschlandll Komisch zwar ist die Arroganz einer solchen Zunft
in einem solchen Städtchen,die sich vermißt, der deutschen Nazio-
nalversammlung zu drohen. Ernst jedoch, se h r ernst ist die Frage,
wenn solcher Wahnsinn in Norddeutschland um sich griffe, und es

fühlt sich daher der Ausschußim Interesse des theuren Vaterlan-
des gedrungen:

dem Bürger- und Gewerbeverein die Zustimmung zu dem-

vorl-iegenden,von dem Verein für Handelsfreiheit ausgearbei-
teten und empfohlenen Entwurf eines Zolltariss für Deutsch-
land nicht nur entschiedenzu widerrathen, sondern auchdem-

selben anzurathen, mit allen Kräftenzu wirken gestnedleVet-

dreitung einer falschen Ansicht in SchleskaHOlstkmUbek diese
Angelegenheit durch den Entwurf und seine Motive. *)
Neumünster, im Februar 1H49s »

Der zur Begutachtung des Tarifs erwahlte Ausschuß:
Oesau. Knees. Kaltschmidt. C. Meßtorss.

O. H. Bremer.

et) Jn ähnlicherWeise hat sich der Verein gegen die Nazionalver-
sammlung in Frankfurt a. M. ausgesprochen. XDieRed.

.

Erbieten.

Gewerbereibenden, Mechaniker-nund Ersindern, welche Bekanntmachungund Empfehlung ihm ErseugnisseOdkk
Feststellung der Erstgeburt Und Ursprünglichkeitihrer Erfindungen und Konstrukzionenwünschen,bietet Unterzeichnetedazu die Gelegenheit
in der Maaße an, daß die betreffendenHerren ihr entweder wenn thunlich, die Gegenstände,
Oder in Zeichnungenund BeschWUUSM fr anko einzusendenhätten(unter der Adresse: Friedrich

um die es sich handle in Wirklichkeit
Georg Weeck in Dresden)

wogegen Unterzeichnete Verspricht,im Fall die Sache wirklich Empfehlung verdient, und sich für d'e Oeffentlichkeiteeignehdie Einseit-
dUUgM auf den Figurentafeln oder in Holzschnittenin der »DeutschenGewerbezeitung

« so chkUUAls mvglich gratls ZU

Vetösssmlichemoder im nicht sich elgntvden Fall, dieselben franko wieder an ihre AdressezurückzuschlckewBesondere EPSWPIM der

Nummer, worin eine Beschreibung und Zeichnungerscheint, Ertraabzügeder Figurentafeln und Clicheåesvon den Holzschnittem sind aus«

Verlangen gegen billige Vergütungzu erhalten.
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